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ZUSAMMENFASSENDE  
ERKLÄRUNG 

(gemäß § 10 Abs. 4 BauGB) 
 

zum Bebauungsplan Nr. 66 

"Wohnen mit Pferden" 

in der Gemeinde Sögel 
 

 
1. Planungsanlass und Inhalte der Planung 

Das Plangebiet befindet sich am nordwestlichen Ortsrand von Sögel. Es wird im 
Norden vom Torffehnsweg, im Osten von der Straße „Am Weidengrund“, im Süden 
von der Sprakeler Straße sowie einer Bahnlinie für Güterverkehr und im Westen von 
der Ortskernentlastungsstraße begrenzt. 

Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplanes ist, die planerischen 
Voraussetzungen zur Schaffung eines neuen Baugebietes am westlichen Ortsrand 
Sögels zu schaffen. Zur Attraktivitätssteigerung der Gemeinde als Wohnstandort ist 
eine besondere Wohnform vorgesehen, nämlich das Wohnen mit Pferden.  

Der Pferdesport hat in der Region eine große Anhängerschaft, speziell in Sögel gibt es 
bereits neben privaten Einrichtungen des Pferdesports und der Pferdehaltung 
verschiedene Einrichtungen wie den Reitverein und die Reithalle. Den 
Pferdeliebhabern ist es aber bisher nur in Ausnahmefällen möglich, das Pferd in 
unmittelbare Nähe zum Wohnhaus zu halten. Vielmehr müssen zur Pferdehaltung 
Ställe auf landwirtschaftlichen Höfen oder Reiterhöfen gemietet werden. Die 
Gemeinde Sögel möchte nun das Angebot für Pferdeliebhaber durch die Schaffung 
dieser neuen Wohnform erweitern. Ihnen soll die Möglichkeit gegeben werden, auf 
ihren Grundstücken ein Wohnhaus, erforderliche Stallungen und Auslaufflächen zu 
errichten. Dafür sind innerhalb des Plangebietes Grundstücke in ausreichender Größe 
von 2.300 qm bis 3.100 qm vorgesehen.  

Im Plangebiet wird ein Sonstiges Sondergebiet gem. § 11 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung "Wohnen mit Pferden" festgesetzt. Das Sondergebiet dient dem 
Wohnen und der Pferdehaltung und ist gegliedert in SO 1 bis SO 3. Im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplanes wurde eine geruchstechnische Untersuchung 
durchgeführt mit dem Ergebnis, dass aus geruchstechnischer Sicht keine 
unzulässigen Beeinträchtigungen durch die Ausweisung eines Sondergebietes 
„Wohnen mit Pferden“ zu erwarten sind, wenn  
- die Stallanlagen und Lagergebäude für die Pferdehaltung im westlichen Plangebiet 

möglichst nah entlang der Ortskernentlastungsstraße angeordnet werden und  

- die Stall- und Lagergebäude für die Pferdehaltung im südlichen Plangebiet 

möglichst entlang der südlichen Plangebietsgrenze angeordnet werden. 

Aus diesem Grund ist in den vorderen Grundstücksbereichen, die als Sondergebiet 3 
festgesetzt sind, die Errichtung von Stall- und Lagergebäuden nicht zulässig. Diese 
können nur innerhalb der rückwärtigen privaten Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung „Pferdehaltung“ errichtet werden. 

Im östlichen Plangebiet können die Stall- und Lagergebäude für die Pferdehaltung 
sowohl innerhalb des Sondergebietes 1 als auch innerhalb der privaten Grünflächen 
errichtet werden, um die Anordnung der Stall- und Lagergebäude aufgrund der 
ungünstigen Grundstückszuschnitte in diesem Planbereich nicht weiter 
einzuschränken. 
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Zum Maß der baulichen Nutzung ist in den Sondergebieten SO 1 und SO 3 eine 
Grundflächenzahl von 0,5, im SO 2 eine GRZ von 0,6 als Höchstgrenze und eine 
maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse von 1 festgesetzt. Weiter wird eine offene 
Bauweise und großzügige überbaubare Grundstücksflächen durch Baugrenzen 
ausgewiesen.  

Die der Erschließungsstraße abgewendeten, rückwärtigen Grundstücksbereiche sind 
als private Grünflächen mit der Zweckbestimmung "Pferdehaltung" festgesetzt. 

Erschlossen wird das Plangebiet über eine geplante, ringförmige Erschließungsstraße, 
die an zwei Stellen an die Straße "Am Weidengrund" angebunden wird. Für die 
geplante Erschließungsstraße ist im Bebauungsplan eine 10 m breite 
Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 

Im Bebauungsplan sind Festsetzungen zum Immissionsschutz in Form einer Fläche 
für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Lärmschutzwall) sowie von Lärmpegelbereichen. 

Weiter ist im südwestlichen Plangebiet eine Fläche für die Wasserwirtschaft, den 
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses, Zweckbestimmung 
Regenrückhaltebecken festgesetzt. 

 
 
2. Berücksichtigung der Umweltbelange 

Die mit der Planung verbundenen voraussichtlichen Umweltauswirkungen liegen vor 
allem in dem Verlust von Boden und Bodenfunktionen durch Versiegelung, dem 
daraus resultierenden erhöhten Oberflächenwasserabfluss, einer verringerten Ober-
flächenversickerung und einer verminderten Grundwasserneubildungsrate sowie in 
dem Verlust von Lebensräumen von Tieren und Pflanzen. 

Die Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 66 “Wohnen mit Pferden“ verursacht eine 
höhere Versiegelung durch Überbauung. Die Versiegelung führt zu einem Verlust von 
landwirtschaftlichen Nutzflächen als (Teil)Lebensraum von Pflanzen und Tieren sowie 
der Bodenfunktionen (Filterkörper, Pflanzenstandort).  

Wesentliche Auswirkungen auf das Schutzgut „Klima und Luft“ sind wegen der Vor-
prägung des Plangebietes und des angrenzenden Wohngebietes nicht zu erwarten.  

Von einer Beeinträchtigung der Wohn- und Erholungsfunktion ist nicht auszugehen. 

Eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch den Verlust von Biotopstrukturen 
(landwirtschaftlichen Nutzflächen) ist gegeben.  

Abschließend kann festgestellt werden, dass nach derzeitigem Kenntnisstand und 
unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und 
Kompensation keine erheblichen Umweltauswirkungen nach Realisierung der Planung 
verbleiben werden. 

 

 
 

3. Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung und ihre Berücksichtigung 

Die Gemeinde Sögel hat gemäß § 3 Abs. 1 und 2 BauGB frühzeitig die Ziele und 
Zwecke der Planung öffentlich dargelegt  

Anregungen oder Hinweise zur Planung wurden weder im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung noch im Rahmen der Beteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB von Bürgern  
vorgetragen. 
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4. Ergebnisse der Behördenbeteiligungen und ihre Berücksichtigung 

Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 Abs.1 
BauGB frühzeitig über die Planung informiert und zur Äußerung, auch im Hinblick auf 
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert. 

Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgetragenen Hinweise der Behörden 
und sonstiger Träger öffentlicher Belange wurden berücksichtigt und sind in den 
Planentwurf eingearbeitet worden. Aufgrund der Bedenken der Landwirtschafts-
kammer im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurde eine geruchstechnische 
Untersuchung zur Ermittlung und Beurteilung der Geruchsimmissionen im Bereich des 
Plangebietes durchgeführt. Im Ergebnis der Untersuchung wurde der Planentwurf 
hinsichtlich der Gebäudeanordnung bzw. der überbaubaren Flächen für 
Wohngebäude und Ställe für die Pferdehaltung geändert. 

Im Rahmen der Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurden keine grundsätzlichen 
Bedenken vorgetragen.  

Die Hinweise des Landkreises Emsland, Wasser und Bodenschutz, bezüglich der 
erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnis für die Einleitung von Oberflächenwasser 
in ein Gewässer sowie der Genehmigung für die Herstellung eines 
Regenrückhaltebeckens werden zur Kenntnis genommen. Die entsprechenden 
Anträge werden im Rahmen der Erschließungsplanung rechtzeitig vor Bauausführung 
eingereicht. 

Auch die Hinweise des Landkreises Emsland, Brandschutz, zur Löschwasser-
versorgung sowie des Wasserverbandes Hümmling zur Freistellung eines Streifens im 
öffentlichen Straßenraum für die trinkwasserseitige Erschließung werden in 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren (Erschließungsplanung, Bauanträge) berück-
sichtigt. 

Auf die Hinweise der Behörde für Geoinformation, Landentwicklung und 
Liegenschaften zur Flurbereinigung Sögel wird in der Begründung zum 
Bebauungsplan hingewiesen. 

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr weist darauf hin, 
dass zwischen der Straßeneigentumsgrenze der Ortskernentlastung und dem 
Böschungsfuß des Lärmschutzwalles mindestens ein 1,0 m breiter 
Grundstücksstreifen verbleiben muss. Auch dieser Hinweis wird bei der weiteren 
Planung (Erschließungsplanung) berücksichtigt. 

Weiter wurden Hinweise von Versorgungsträgern (Deutsche Telekom, EWE Netz 
GmbH) vorgetragen, die ebenfalls erst bei der Erschließungsplanung zu 
berücksichtigen sind. 

 
 
Sögel, den 15.07.2010 
 
 
                                                                                               Gemeinde Sögel 
  
 
                                                                                      __       _gez. Wigbers_______ 
                                                                                                 Gemeindedirektor 






